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Die Katastrophe lieb aus 
Neue Hochschulen in Oldenburg und Osnabrück * Erfahrungen eines a 

©Universitätsgründers 7 Von Christian Graf yon Kiokow'  DIEBSEZEIT. 5.4. 7% 
Landesregierung die Errichtung von Universi- 
täten in Oldenburg und Osnabrück. Im März 
1971 folgte ein Erlaß, der „Gründungsaus- 

schüsse* einsetzte. Der Erlaß war in drakakker 
Hinsicht bemerkenswert:Erstens wurden die Grün- 
dungsausschüsse „drittelparitätisch“ aus je fünf 
H: üllehrern, Assistenten und Studenten zu- 

IE August 1970 beschloß die Niedersächsische - In Oldenburg bildeten sich Fronten zunächst ” 
eher zufällig; häufig wechselten sie je nach dem 
Verhandlungsgegenstand. Lokale Bindungen 
spielten eine Rolle;. man sprach von der „Han- 
noverclique“, der „Göttinger Mafia“ oder‘-von 
„PH-Schraten“. (Die örtliche Abteilung der Päd- 
agogischen Hochschule war von vornherein als 

  sammengesetzt. Zweitens wurden den Gründung 
ausschüssen erhebliche Vollmachten zugesichert: 
eine „Experimentierklausel“ sollte die Entwick- 
lung neuartiger Organisationsstrukturen und 
Studiengänge ermöglichen. Drittens war „Eini- 
gungszwang“ vorgesehen: Landesregierung und 
Kultusministerium wollten Entscheidungen nicht 
gegen den Willen der Gründungsausschüsse tref- 
en. 

Kein Wunder, daß die Hoffnungen der einen 
auf „systemüberwindende Reformen“ sich ebenso 
hoch spannten wie die Befürchtungen der anderen 
vor el diesem Vorgang. Doch Gründungen 

‚ai u nach einem vielzitierten Schema abzu- 
aufen: Begeisterung — Verwirrung — Emüchte- 
rung — Suche nach dem Schuldigen — Bestra- 
fung des Unschuldigen — Auszeichnung des 
Nichtbeteiligten. Die ersten vier Stadien sind 
bereits durchschritten; was den Schuldigen be- 
trifft, so ist vielfach der Gründungsausschuß de- 
nunziert worden, besonders wegen „linksradika- 
ler Tendenzen“. Die Gründer neigten dazu, den 
Schw, Peter der Landesregierung zuzuschie- 
ben n gar im Kultusmihister personifiziert 
zu sehe 

Von ministeriellen Mängeln wird ebenso wie 
vom Radikalismus zu sprechen sein. Es geht in- 
dessen hier nicht um eine Gründungschronik, 
schon gar nicht um eine chronique scandaleuse, 
sondern bescheidener und zugleich anspruchs- 
voller darum, die praktischen Erfahrungen einer 
Hochschulgründung im Zeichen der „Demokrati 
sierung“ — im modischen Jargon ausgedrückt — 
zu reflektieren und auf ihre exemplarische Re- 
levanz hin zu „hinterfragen“, 

Frrste und bedeutsame Erfahrung war: Die 
vieldiskutierte „Gruppenuniversität“, in der die 
{verschiedenen Statusgruppen, um nicht zu sagen 
Stände, mehr oder weniger geschlossen gegen- 
einander auftreten — Hochschullehrer gegen 
'Studenten, mit den Assistenten bald auf der 
einen, bald auf der anderen Seite — diese Grup- 
Ppenuniversität erweist sich als Kinderschreck oder 
als defensive Fiktion derjenigen, die in ihrem 
Zeichen schon verlorenes Terrain zurückzuerobern 
suchen. Zahlreiche, oft heftige Konflikte und 
Hunderte von Abstimmungen haben niemals, 
nicht einmal andeutungsweise, zur Gruppenkon- 
frontation geführ:. 

Infolgedessen hat auch das Urteil des Bundes 
verfassungsgerichts zum niedersächsischen „Vor- 
schaltgesetz“, das 1973 einerseits die „Gruppen- 
universität“ sanktionierte, andererseits jedoch den 
Hochschullehrern in wichtigen Fragen — zum 
Beispiel der Forshung und der Berufungen — 
„ausschlaggebenden“ Einfluß zusprach, keine 

‚ wesentliche Kräfteverschiebung bewirkt, weder 
zur „Rettung“ noch zur „Katastrophe“ geführt. 

Mit anderen Worten: Die ausgerechnet ım 
Namen demokratischer Verfassungsnormen vom 
Hüter der Verfassung verordnete Rückkehr ins 
ancien regime einer Ständeordnung finder nıcht 
statt; die „Gruppen“ erweisen sich gewisser 
maßen nur als Wahlbezirke, und dies um so ein- 
deutiger, je mehr allen Gruppen wirksame Mit- 
bestimmnungsrechte eingeräumt werden. 

In wenigen Tagen öffnen zwei neue Universi- 
täten ihre Tore: die niedersächsischen Gründun- 
gen Oldenburg und Osnabrück. Christian Graf 
von Krockow, Professor für Politik und Soziolo- 
gie in Göttingen, Autor von Büchern unter ande- 
rem über den deutschen Nationalismus und über 
den Sport in der Industriegesellschaft, war von 
1971 bis 1974 Mitglied im Gründungsausschuß 
der Universität Oldenburg; in einem zweiteiligen 
Essay faßt er seine Erfahrungen beim Neugrün- 
den einer Universität zusammen. 

integrierender Bestandteil in die Gründung ein- 
bezogen worden.) 

„I Laufe des Gründungsprozesses begannen 
sich jedoch Fraktionen abzuzeichnen, Ansätze von 
Parteien, die spezielle hochschul- und wissen- 

  

  

          

Universitätsgründungen gleichen Aiombomben, die nur bei einem Minimum kritischer Masse zünden — Universität Oldenburg Aufnahme: Jochen Mönch 

schaftspolitische Positionen mit allgemeinen poli- 
tischen Grundhaltungen verbanden. In der Spät- 
phase ist es —. jeweils in. verschiedenen Hotels 
oder Gaststätten — zu regelrechten Fraktians- 
besprechungen gekommen, um die Marschroute 
für wichtige Entscheidungen abzustimmen. Und 
in einer zentralen Kommission war scherzhaft 
davon die Rede, daß alle „gesellschaftlich rele- 
vanten Kräfte“ repräsentiert seien, so daß, wenn 
hier Einigung erzielt werde, die Entscheidung im 
Plenum bereits vorweggenommen und eine quali- 
fizierte Mehrheit gesichert sei. So war es dann in 
der Tat. 

Es handelt sich keineswegs um ein Oldenburger 
Spezifikum. Man kann den gleichen Entwick- 
lungsprozeß auch an anderen Hochschulen beob- 
achten: an einer Neugründung wie Bremen — 
dort sogar, gemäß dem zeitlichen Vorsprung, er- 
heblich weiter fortgeschritten —, ansatzweise je- 
doch ebefiso an einer alten und traditionsreichen 
Universität wie Göttingen. Das ‚Verfahren der 
Listenwahl zu den Hochschulorganen führt dazu, 
daß einerseits innerhalb der Gruppen verschie- 
dene, mehr „progressiv“ oder „konservativ“ be- 
stimmte Listen entstehen, während sich anderer- 
seits über die Gruppengrenzen hinweg Verbin- 
dungen zwischen Listen gleidier oder ähnlicher 
politischer Positionen abzeichien. 

“ die Politisierung 

Das ist ja das Unheil! werden viele ausrufen. Wer hat nicht die Warnungen davor im Ohr, daß Institutionen, in denen allein nach Sachkompe- tcnz entschieden werden darf, der Politisierung ausgeliefert werden und daß diese Politisiefung mit Konfliktverschätfung, Polarisierung, Ent- 
sachlichung, Irrationalisierung gleichzusetzen jsr? 
Doc eilige Schlußfolgerungen könnten in die 
Irre führen. Die Gegenfrage drängt sich auf: 
Sind eigentlih schul- und hochschul-, wissen- 
schafts- und bildungspolitische Fragen nicht 
ebenso genuin politischer Art wie etwa die. der 
Wirtschafts- oder der Energiepolitik? 

Für diese Auffassung lassen sich prominente 
des „Linksradikalismus“ kaum verdächtige Zeu- 
gen anführen. „Damit etwas geschieht auf dem 
Gebiet des Schul- und Erziehungswesens, ist. also 

) dieser Fragen’notwendig, und 
das heißt unausweichlich: die westdeutschen Par- 
teien müssen sich dieser Probleme als der ent- 

ee Sahara politischen Schicksals anneh- 
men und die verschiedenen Möglichkei Lösungen durch ‚Majoritäten‘ jemon. en. % Helmut Schelsky — 1961. Was für ul- und Erziehungsfragen gilt, wird man im Hochschul- und Wissenschaftsbereich nicht als unzutreffend abtun können. : 
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Woran liegt das? Warum läßt sich in diesem 
Bereich so schwer verwirklichen, was doch auf 
der Staatsebene seit einem Vierteljahrhundert 
leidlich funktioniert? Und warum wird ein Radi- 
kalismus virulent, der in der „großen“ Politik 
bisher nie eine ernsthafte Chance gehabt hat? 

Vielleicht sind solche Fragen falsch gestellt. 
Sie setzen nämlich den — in der Pädagogik aus- 
drücklich formulierten und offenbar unausrott- 
baren — Glauben an „Transfer“-Wirkung 
voraus: daß sich das, was man in einem Fach 
lernte, in einem Lebensbereich erfuhr, wie 
von selbst auf andere Fächer und Lebensbereiche 
überträgt. Einmal (durch den Lateinunterricht) 
zum logischen Denken oder (im Sport) zur Fair- 
ness erzogen — immer ein logisch Deukender und 

ein Gentleman. Das ist pure Ideologie. Daher 
kann man auch von der Fir istellung zur „großen“ 
Politik kaum Rückschl 
dem engeren Bezirk 7 : 
rufs- oder als Ausbil — ib Men 
schen anders und unmittelba t als das, 
was gemeinhin unter „Politik“ verstanden wird. 

Für „Gebildete“, für dic akademischer 
Institutionen, kommt noch Spezifisches hinzu. Sie 
stehen in der Bildungstradition der deutschen 
Klassik, der die neuere deutsche Universität ihren 
Aufstieg zur Weltgeltung verdankte und in der 
sich die pädagogische „Transfer“-Ideologie im 
voraus zum Idol der „allseitig gebildeten“ Per- 
sönlichkeit verdichtete, Auch Marx und mit ihm 
heutige Neomarxisten sind dieser Tradition tief 
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seines Essays über die neuen 
Oldenburg und Osnabrück (ZEIT 
April), an deren ‚Gründung er 
irkte ‚ befaßte sich der Politik- 

r ın Graf von Krockow mit 
n der „Gruppenuniversität“ („Sie er- 

weist sich als Kinderschreck“) und Fraktions- und 
Mehrheitsbildimgen in Hochschulgremien („Sie 
sind keiheswegs nur negativ zu deuten“). 

lichen Empfindsamkeiten eingedenk — sich in 
der Kunst des s „indirekten Schießens“ übte. 

Abe vielicht des Überganges vom „Per- 
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In der „guten Zeit“ 
eigenen Fachbereich überblicken; die Berufungs- 
kandidaten waren ebenso persönlich bekannt wie 
die Qualitäten von Habilitationen in der Fakul- 
tät X und die Gefälligkeitsgutachten des Kolle- 
gen Y. Daher konnten die "Verfahren in einem 

hin durch die Stichworte Personalität, Infor- 
malität und Diskretion gekennzeichneten Stil ab- 
gewickelt werden und dennoch zu respektablen 
Ergebnissen führen. 
„Dies ist schon weg 
aftlich 
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u sondern offengelegt wird, denn nur 
damit bleibt sie kontrollierbar. Die Verände- 
rung der Verhältnisse macht cs auch verständlich, 
daß der Nachwuchs gegen „Mauschelei“ zu Felde 
zog, „Iransparenz“ forderte und öffentliche Aus- 
schreibungen durchsetzte, 

"Das alles ist jedoch nicht genug. Der Über- 

andere bleibt blanke Illusion, die am 
a cdhts hoffnungsloser Überforderung 
die Gutwilligen zu einem resignierenden 

IK geht es nicht!“ dräng gt, während die weniger 
Gutwilligen mit triumphierendem „ Wir haben es 
ja immer gesagt!“ die Hebel zum ersehnten roll- 
back in die Hand. bekommen. Die gegen die 
Politisierung von ihren einstigen Verfechtern er- 
hobenen Anklagen der Entsachlichung und Irra- 
tionalisierung lassen sich widerlegen; nicht die 
Demokratisierung ist pervers: — aber sie kann 
bei unsachgemäßer Handhabung ausgerechnet 
durch ihre Verfechter pervertiert und diskredi- 
tiert werden. 

Die Universität: Demokratie ohne 
Demokraten / Von Christian Graf von Krockow 

gang vom „Persönlichen“ zur hochschulpoliui- 
schen Parteilichkeit kann nur dann erträglich 
sein und zu braucıbaren Ergebnissen führen, 
wenn er begleitet und ausbalanciert wird von 
formalen Verfahren, die strikt eingehalten wer- 
den, und von der Entwicklung allgemeiner, so- 
weit wie nur irgend möglich, ab ektivierter Lei- 
stungskriterien. Das gilt nicht zuletzr für. die 
„Gegenzeichnung* und Endauswahl durch den 
Kultusminister, Sie bedarf um der Ausbalancie- 
rung willen eher der Verstärkung als der Ab- 
schwächung, aber sie muß dann vom Odium 
quasi-monarchistischen Gunst- oder Ungunst- 
erweises befreit werden, zum Beispiel durch die 
Schaffung eigener Gutachtergremien. 

Die zwielichtige Zwischenphase, in der sich die 
Tan an une befindet, scheint freilich 
vorerst mehr Übel zu häufen, als Besserung zu 
bringen. So wird von engagierten Reformern die 
Habilitation heftig angegriffen und ihre Ab- 
schaffung verlangt. Doc soviel an her- 
kömmlichen Habilitation fragwürdigl re- 
formbedürftig sein mag, nur zu leicht a das 
Kind mit dem Bade ausgeschüttet. Wird nämlich 
die Habilitation ersatzlos gestrichen, so kann die 
entstehende Lücke einzig durch einen Zuwachs 
an subjektivem Belieben gefüllt werden. 

Oldenburger Erfahrungen: Ein qualifizierter, 
nach allen herkömmlichen Regeln ausgewiesener 
Wissenschaftler — Veröffentli chungen, Habilita- 
tion, glänzende Gutachten, unter anderem von 
einer politisch so unverdächtigen Autorirät wie 
dem Fachkollegen, der derzeit als bayerischer 
Kultusminister amtiertr — kann nicht berufen 
werden, weil er Mitglied der DKP ist. Die Em- 

pörung schlägt hohe Wellen. Aber in einem spä- 
teren Verfahren werden alle die Kriterien, auf 
die man sich eben noch so emphatisch berief, in 
den Wind geschlagen; weil es nun gerade „paßt“, 
wird der kürzlich Promovierte dem wirklich 
Ausgewiesenen vorgezogen. 

Mit anderen Worten: In der Verquickung von 
Parteilihem und .Persönlichem schwinder das 
Verständnis für die Bedeutung der Verfahrens- 
regelungen, auf die es im Sinne der Reforminten- 
tionen doch gerade ankommt. Mitglieder des 
Gründungsausschusses wirken bei der Entwick 
Jung neuer Studiengänge und bei der Umschrei- 
bung der zugehörigen Stellen mit — und bewer- 
ben sich dann um diese Stellen, während sie zu- 
gleich eben dem Gremium angehören, das über 
die Berufungslisten entscheidet. Als ich inter- 
veniere — „Ich mache da nicht mit; leider bin 
ich in Preußen und nicht in einerBananenrepublik 
geboren worden!“ —, breiten sich Erst n, Be- 
troffenheit, Unverständnis aus; u W: 
einen besonders abgefeimten Trick. 

Dabei muß bewußte Korruption keineswegs 
unterstellt werden, eher subjektive Unschuld: 
„Wir kennen den Mann doch und wissen, daß er 
gut ist! Meinen Sig, nicht auch?* Gewiß. Aber 
das macht die Säche nicht besser, weil nman un- 
verschens wieder ins „Persönlichkeitssyndrom“ 
zurückfällt. Streng formalisierte Verfahrensrege- 
lungen erweisen sich als unerläßlich. Und Adh- 
tung der Formen ist Fundament der Demokratie. 
Um zusammenzufassen: „Demokratisierung 

erweist sich als ein schwieriges Unterfangen, im 
Bereiche der Bildungsinstitutionen und der Uni- 
versitäten vielleicht mehr noch als irgendwo 
sonst. Für eine Umbruchsphase mag sich das 
Wort Lorenz von Steins bewahrheiten, daß über- 
haupt noch keine wirklich funktionsfähige „Ver- 
fassung“* möglich ist, weil ihr die gesellschaft- 
lichen (und "sozialpsychologischen) Grundlagen 
fehlen. 

Dennoch: Es gibt keine Alternative. Wer um 
der „Ruhe und Ordnung“ willen Demokratisie- 
rungsversuche abwürgt, mag kurzfristig Erfolge 
erzielen. Aber er wird die Hochschulpolitik zum 
Immobilismus verurteilen, Probleme und Span- 
nungen aufstauen, die nach aggressiver Abfuhr 
verlangen und unversehens gewalttätig und zer- 
störend hervorbrechen. Die Erfahrungen der 
letzten Jahre sollten eine l.ehre sein. 

Andererseits genügt zur Demokratisierung der 
gute Wille keineswegs. Neuregelungen der Mit- 
bestimmung — wie im „Niedersächsischen Vor- 
schaltgesetz“ — sind notwendig, aber nicht zurei- 
chend; mit ihnen fangen die Schwierigkeiten 
überhaupt erst richtig an. Diese Schwierigkeiten 
werden sich als unüberwindbar erweisen, wenn 
die institutionellen Bedingungen der Demokrati- 
sierung nicht sorgfältig überdacht und berük- 
sichtigt werden. Wer geschichtliche Erfahrungen 
berücksichtigt, weiß, wıe teuer für versäumte Re- 
formen bezahlt werden muß. Er weiß aber auch, 
wie leicht der Kampf um Freiheit und Gleichheit 
in Terror und Diktatur umschlägt.  


